
N i e d e r s c h r i f t  
BMB/023/2020 

 
über die öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Beirates Menschen 

mit Behinderung der Stadt Rheine 
am 17.08.2020 

 
 

Die heutige Sitzung des Beirates für Menschen mit Behinderung der Stadt Rheine, zu der alle 
Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen und - wie folgt aufgeführt - erschienen sind, beginnt um 
17:00 Uhr im Sitzungssaal 126 des Neuen Rathauses. 
 
 
 
Anwesend als 
 
 Vorsitzender: 

Herr Claus Meier Vorsitzender   
 
 Mitglieder: 

Frau Claudia Hilbig-Wobbe Mitglied   

Frau Ellen Knoop SPD Mitglied   

Frau Annette Roes Schriftführerin   

Herr Hermann-Josef Wellen Mitglied   

Herr Dirk Winter CDU Mitglied   
 
 Vertreter: 

Frau Stefanie Bicker Vertretung für Frau Anke 
Riemasch 

Frau Nina Wobbe Vertretung für Herrn Hein-
rich Thalmann 

 
 Verwaltung: 
Herr Raimund Gausmann 

Frau Yvonne Deluweit    
 
 
Entschuldigt fehlen: 
Anke Riemasch 
Heinz Thalmann 
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Öffentlicher Teil: 
 

1. 
 

Fragerunde mit Vertretern der Fraktionen 
 

Der Vorsitzende, Claus Meier, begrüßt alle Anwesenden und die Vertreter der politischen Partei-
en zur 23. Sitzung des Beirates für Menschen mit Behinderungen.  
Die Beiratsmitglieder haben Vertreter der politischen Parteien zu einer Fragerunde vor der 
Kommunalwahl im September 2020 eingeladen. Zunächst findet eine Vorstellungsrunde statt. 
Als politische Vertreter sind anwesend: 
Stefan Kuthues und Ulrike Stockel – SPD 
Birgit Overesch – CDU 
Annette Floyd-Wencke – Die Linke  
Ute Ehrenberg – UWG 
Ralf Gissel - FDP  
Von der Partei Die Grünen ist kein Vertreter anwesend. 
 
Herr Gausmann, Sozialdezernent der Stadt Rheine, ist ebenfalls in der Sitzung präsent. 
 
Thema Wohnen 
Ellen Knoop beschreibt die unterschiedlichen Wohnformen für Menschen mit Behinderungen 
und die Problematik, dass es nicht ausreichend Wohnheimplätze gibt. Darüber hinaus fehlt es 
an Wohnungen/Wohnraum für betreutes Wohnen in Rheine. Ellen Knoop wünscht sich bei dieser 
Problemstellung, die bereits über Jahre ungelöst andauert, die Unterstützung der Stadt Rheine. 
 
Ulrike Stockel (SPD) gibt an, dass das Anliegen präsent sei. Es sei die Frage, welche Anbieter 
mobilisiert werden können. Hier sehe die SPD ein wichtiges Thema in ihrer Beteiligung an dem 
Prozess.  
Birgit Overesch (CDU) ergänzte, dass das Thema auch der CDU bekannt sei. Neue Anbieter und 
deren Angebotsqualität müssten gut überprüft werden. Auch die Trägerverträglichkeit sei ein 
wichtiger Aspekt. 
Annette Floyd-Wencke bittet um eine schriftliche Problemanzeige, mit entsprechender Erhe-
bung, als Grundlage für eine Überprüfung. Daraufhin erfolgt eine politische Diskussion. 
Ute Ehrenberg (UWG) schlägt den Einbezug der Städtischen Wohnungsgesellschaft, des Woh-
nungsvereins etc. vor und eine mögliche Auflage, dass z.B. bei Bauvorhaben/ Altbauten, leer-
stehenden Komplexen Kontingente an Wohnungen für Menschen mit Behinderungen reserviert/ 
bereitgestellt werden. In neuen Wohngebieten wäre es sinnvoll Gemeinbedarfsflächen auszu-
weisen und den Bedarf in Bebauungsplänen festzuschreiben. 
Ralf Gissel (FDP) schlägt eine konkrete Planerarbeitung vor, die der Stadt als Vorgabe vorgelegt 
wird. 
 
Ellen Knoop ergänzt, dass der Wittekindshof bereit sei, Wohnplätze in Rheine einzurichten und 
dass das Vorhaben aus nicht nachvollziehbaren Gründen immer wieder verschoben wird. Sie 
wünscht sich aus der Politik Unterstützung, dass ein weiterer Träger wie der Wittekindshof, die-
se Plätze einrichten kann (80 Wohnheimplätze sind als aktueller Bedarf festgestellt worden). 
Stefanie Bicker, stellt als Leitung Ambulant betreutes Wohnen (ABW)“CBF Wohnen und mehr“ 
fest, dass immer mehr Nutzer des betreuten Wohnens älter werden und irgendwann die Betreu-
ungsleistung des ABW nicht mehr ausreicht. Was gibt es für eine Perspektive für Menschen, 
welche aufgrund ihres Alters und ihrer Pflegebedürftigkeit nicht mehr selbstständig im ABW 
wohnen und betreut werden können? 
Annette Roes fügt hinzu, dass der Caritasverband Emsdetten/Greven und der Caritasverband 
Steinfurt zwei neue Wohnheime in Altenberge und Reckenfeld errichtet habe. Einige Beschäftig-
te aus den Caritas-Emstor-Werkstätten, Rheine, hätten Glück gehabt, dort Wohnplätze zu be-
kommen. Andere Mitarbeiter mussten weitab von Rheine in Wohneinrichtungen vermittelt wer-
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den. Was dies für die Menschen mit Behinderungen und ihre älter werdenden Eltern bedeutet, 
kann im Werkstattalltag drastisch nachempfunden werden. Behinderte Menschen werden aus 
dem sozialen Umfeld, aus der Arbeit und Familie herausgerissen, da stationärer Wohnbedarf 
besteht. Ältere Eltern haben bei größeren Entfernungen häufig nicht mehr die Mobilität, ihre be-
hinderten Kinder regelmäßig zu besuchen.  
 
Ellen Knoop bietet den Parteivertretern Informationen und Beratung zu diesem Thema an. 
 
Thema Schule, Bildung 
Dirk Winter thematisiert, wie sich die politischen Parteien dazu stellen, wenn Schulen die Be-
schulung von Schülern mit Behinderungen ablehnen. Er favorisiere eine homogene Verteilung 
von Schülern mit Behinderung auf die Rheiner Schulen und nicht die Bildung von Schwerpunkt-
schulen. 
 
Ulrike Stockel (SPD): Es gibt einen deutlichen Bedarf an inklusiver Beschulung. Eltern bekom-
men eine Schule des gemeinsamen Unterrichts zugewiesen. Nicht an allen Schulen in Rheine 
gibt es eine ausreichende räumliche und sachliche Ausgestaltung und Differenzierung. Es gibt 
keine ausreichenden personellen Ressourcen für eine Einzelförderung. Dieses ist bekannt und 
auf ein Versäumnis auf Landes-und Bundesebene zurückzuführen. 
Ulrike Stockel steht dafür ein, dass das parallele System von Regel- und Förderschulen beibehal-
ten werden muss. Sie begrüßte die Bildung von „Peer groups“ an den Regelschulen, was bei 
einer Verteilung auf alle Schulen nicht möglich sei. Auch da es nicht ausreichend räumliche, 
sachliche und personelle Ressourcen gebe, sei die Bildung von Schwerpunktschulen sinnvoll, an 
denen man auch die Stunden von Sonderschulpädagogen bündeln könne.  
Ute Ehrenberg (UWG): Es ist unabdingbar wichtig, dass das Lehrerkollegium hinter einer inklusi-
ven Beschulung steht. Sinnvoll ist das Teamteaching.  
Der Neubau der Elsa Brandström Schule als inklusive Ganztagsschule wurde politisch vorange-
trieben. Inklusiver Unterricht ist gewollt. 
Annette Floyd-Wencke (Linke) und Ralf Giesel (FDP)schließen sich den Ausführungen ihrer Vor-
rednerinnen an. 
 
Aktionsplan Inklusion 
Ellen Knoop weist darauf hin, dass der Aktionsplan Inklusion 2017 verabschiedet wurde und 
seitdem nicht viel an Weiterentwicklung geschehen ist.  
Raimund Gausmann erwidert, dass der Plan in unterschiedliche Themengruppen aufgeteilt wur-
de. Zwei Themen (Bauen/ Wohnen) wurden bearbeitet. Es gibt jedoch noch Nachholbedarf  
Ulrike Stockel (SPD) ergänzt, dass die Themen vor längere Zeit bei einer Veranstaltung im Ko-
pernikus Gymnasium zusammengetragen wurden. Man sollte den Aktionsplan wieder aufleben 
lassen, mit der Bitte an die Verwaltung, an diesem Plan weiterzuarbeiten. 
 
Thema Arbeit 
Annette Roes bringt das Thema Arbeit ein und berichtet von den Übergangsbemühungen, die 
die Caritas-Emstor-Werkstätten schon seit langen Jahren durchführen. Es werden unterschiedli-
che Qualifizierungen vermittelt, um Menschen mit Behinderungen über Praktika, Außenarbeits-
plätze und Vermittlungen auf den Weg zum allgemeinen Arbeitsmarkt zu bringen.  
 
Dabei stoßen die Werkstätten immer wieder auf Schwierigkeiten, da Betriebe und Unternehmen 
verunsichert reagieren, wenn sie angesprochen werden. Annette Roes wünscht sich aus der 
Politik verstärkte Bemühungen, den Mehrwert, der durch eine Beschäftigung eines behinderten 
Menschen für ein Unternehmen entsteht, deutlich zu machen und Betriebe/ Unternehmen zu 
ermutigen, die Übergangsbemühungen der Werkstätten zu unterstützen. Hierbei geht es vorran-
gig darum, Praktikumsplätze und Außenarbeitsplätze zur Verfügung zu stellen. Die Caritas- Em-
stor- Werkstätten haben zurzeit 12 Außenarbeitsplätze in unterschiedlichen Berufsfeldern.  
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Als ein positives Beispiel hat z.B. die Stadt Rheine Außenarbeitsplätze im Bereich der Stadtrei-
nigung möglich gemacht. 
 
Raimund Gausmann bestätigt, dass sich das Erscheinungsbild der Stadt durch die eingerichte-
ten Arbeitsplätze in der Stadtreinigung deutlich verbessert habe.  
Viele Plätze (Bahnhofsvorplatz, Melkeplatz, Spielplatz Falkenhof, Emsufer) werden von den Be-
schäftigten der Werkstatt auf Außenarbeitsplätzen gereinigt, was äußerst positiv in der Außen-
wirkung wahrgenommen wird. 
 
Es macht Sinn, die Möglichkeiten der Werkstätten in Kooperation zu nutzen, indem der behin-
derte Mensch (mit Unterstützung der Werkstatt) seinen Platz auf den ersten Arbeitsmarkt findet, 
sei es zunächst nur in der Form eines Außenarbeitsplatzes. Die Begleitung durch die Werkstatt 
ist hier gesichert, ebenso die Absicherung der Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge.  
Bewährt sich der behinderte Mensch auf dem Außenarbeitsplatz kann das in eine Vermittlung in 
ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis münden. 
 
Claudia Wobbe-Hilbig erweitert das Thema, da sie für den Bildungsträger „Lernen Fördern“ als 
Coach für Benachteiligte tätig ist. Auch sie erlebt, dass die Hemmschwelle in Betrie-
ben/Unternehmen hoch ist. Hier muss noch viel Aufklärungsarbeit geleistet werden. 
 
Von den Vertretern der Parteien wird zurückgemeldet, dass man sich eigentlich schwerpunkt-
mäßig immer um Kinder und Jugendliche mit Behinderungen gekümmert habe und dass die 
erwachsenen, behinderten Menschen und das Thema Arbeit neu in den Blickpunkt genommen 
werden müssen. 
Stefan Kuthues (SPD) bedankte sich für die Aufnahme dieses Themas und sicherte Unterstüt-
zung zu. 
 
 

2. 
 

Niederschrift Nr. 022/2020 über die  
öffentliche Sitzung am 02.03.2020 

Keine Anmerkungen, Ergänzungen, die Niederschrift wurde verabschiedet. 
 

 
3. 
 

Bericht/Information der Verwaltung 
 

 Kürzungen der Integrationshelfer 
Die geplanten Kürzungen hatten zu Widerspruch des Beirates und medialen Wirbel ge-
sorgt. 
Gründe lagen darin, dass der Austausch im Vorfeld als nicht ausreichend empfunden 
wurde. Claus Meyer macht deutlich, dass eine vorherige Information des Beirates hätte 
erfolgen müssen. Dirk Winter ergänzt, dass er sich den Einbezug der Eltern wünsche. 
 
Raimund Gausmann entgegnet, dass es sich um eine Reduzierung des Leistungsum-
fangs und nicht um eine grundlegend konzeptionelle Veränderung handele. Herr Gaus-
mann erläutert, dass die Integrationshelfer Einzelfallhilfen nach § 35a SGB VIII der Ju-
gendhilfe sind. Diese Einzelfallhilfen würden grundsätzlich im Hilfeplanverfahren gemäß 
§ 36 SGB VIII gestaltet. Daher sei der Beirat auch nicht einzubeziehen. Grundsätzlich 
werde Hilfe nach § 35a SGB VIII, unter den auch die Integrationshelfer fallen, nur für Kin-
der und Jugendliche mit einer seelischen Behinderung erbracht. Hilfen für andere For-
men der Behinderung lägen in Zuständigkeit des LWL. 
Die Zugangsvoraussetzungen, laut Gesetzt, für diese Form der Hilfe seien:  
1. Eine ärztliche Diagnostik, die eine seelische Behinderung bescheinige 
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2. Das Vorliegen einer Teilhabebeeinträchtigung, die in einer sozialpädagogischen Di-
agnostik geprüft werde.  

3. Die Hilfe muss geeignet sein, die Teilhabebeeinträchtigung zu beheben.  
 

Der Integrationshelfer soll z.B. ein Kind dabei unterstützen, selbstständig am Unterricht 
teilzunehmen. Das ist die Zielsetzung, die die Jugendhilfe auf gesetzlicher Grundlage 
verfolgt (siehe Punkt 3 der Zugangsvoraussetzungen). Das heißt, es bestehe die Prob-
lematik, dass eine gute Hilfe sich selbst überflüssig mache. 

 
Die beabsichtigten Kürzungen seien zunächst ausgesetzt. Die Hilfen würden nun indivi-
duell in Hilfeplangesprächen überprüft und eventuelle Kürzungen mit den Eltern abge-
stimmt.  
 

 Eine Gruppe von 10 Studierenden der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung 
erarbeitete im Rahmen ihres Projektstudiums das Thema „Die Etablierung der „Leichten 
Sprache“ bei der Stadt Rheine - Eine Handlungsempfehlung“. Sie legten eine umfangrei-
che schriftliche Projektarbeit vor und präsentierten ihre Ergebnisse in Corona bedingt 
kleinem Kreis in der Verwaltung.  

 Yvonne Deluweit hat aktuell ihre Fortbildung/Zertifikatsreihe zur Leichten Sprache erfolg-
reich abgeschlossen.  

 Der Aktionstag der Aktion Mensch am 5.5.2020 musste Corona bedingt ausfallen. Die 
Planungen und Ideen können nun für den nächsten Aktionstag  2021 genutzt werden. 

 Der Termin für den Beirat im September entfällt. Neuer Termin ist der 26.10.20 
 Zeitliche Ablauf zur Bildung eines neuen Beirates: 

Nach der Kommunalwahl wird sich im November der neue Rat konstituieren. Der Rat be-
schließt, dass ein neuer Beirat für Menschen mit Behinderung gebildet werden soll und 
delegiert die Umsetzung an den Sozialausschuss. Der Sozialausschuss bildet in seiner 
konstituierenden Sitzung dann einen Unterausschuss zur Bildung eines neuen Beirates. 
Erst nach dem Beschluss des neuen Rates kann mit der konkreten Suche nach neuen 
Mitgliedern begonnen werden.  Dann erfolgen die Öffentliche Bekanntmachung und die 
Anschreiben an alle Einrichtungen und Gruppen. Das Anschreiben liegt auch in Leichter 
Sprache vor. Voraussichtlich wird schon eine vorherige Information versandt.   
Die Vorschläge werden dann dem Unterausschuss des Sozialausschusses vorgelegt, der 
über die Besetzung des Beirates entscheidet. 

 
 

4. Ergebnisse aus den Aktivitäten des Beirates 
 Schreiben zur Bürgerbeteiligung Bernburgplatz mit Anregungen und der Bitte um Beteili-

gung des Beirates bei der konkreten Planung 
 Begehung Marktplatz und Münsterstraße (Unstimmigkeiten beim Leitsystem) 

 Einbezug in die Bauarbeiten an der Dorfmitte Mesum (an der alten Johannesschule)  
o Zusätzliche Information:  Ampelanlage Rheiner Str. wird taktil und visuell ausge-

richtet und für sehbehinderte Menschen angepasst 

 Schreiben zum Bahnhof Mesum mit Bitte um Beteiligung bei der Planung 
 Begehung und Inaugenscheinnahme der neuen Fahrradständer auf dem Thie 
 Sensiblisierungsmaßnahme mit 17 neuen Auszubildenden und Praktikanten der Stadt-

verwaltung am 4.8.2020 
 Die öffentliche Beteiligung zur Gestaltung des Staelschen Hof (Onlinebefragung) läuft 

derzeit. Alle Beiratsmitglieder sind aufgerufen, die Beteiligungsmöglichkeit wahrzuneh-
men. 
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5. 
 

Berichte aus den Ausschüssen 
 

 Stadtentwicklungsausschuss (Claus Meyer): 
Entwicklung des neuen Baugebietes am Real – Hinweis, dass Barrierefreiheit nicht nur 
Erreichbarkeit mit dem Rollstuhl bedeutet war nötig 

 Schulausschuss: Dirk Winter benennt aus dem öffentlichen Protokoll folgende Punkte: 
- „Der Schulausschuss beauftragt die Verwaltung, ein Konzept zur Stärkung der 

Bildungsgerechtigkeit zu entwickeln. Weiterhin soll die personelle Aufstockung 
der Alexander von Humboldt Schule, der Nelson-Mandela-Schule und der Eure-
gio-Gesamtschule geprüft werden. Die Verwaltung wird in Zusammenarbeit mit 
den Schulleitungen beauftragt, ein Konzept zu entwickeln, wie viele Fachkräfte 
ausreichend sind und welches Fachpersonal an welcher Schule sinnvoll ist. Des 
Weiteren soll geprüft werden, ob der Runde Tisch des Kreises Steinfurt monatlich 
den integrativen Schulen beratend zur Seite stehen kann.“ (Wortlaut aus dem 
Protokoll des Schulausschusses) 

- Umbau Elsa Brandström Schule: 
Es liegt ein Musterraumprogramm als Grundlage für die Wettbewerbsauslobung 
vor. Das Raumprogramm ist auf der Bürgerinformationsseite zu finden. Die 
Raumgestaltung sei unglücklich, es gebe große Entfernungen zu den Behinder-
tentoiletten. Positiv sei, dass pro Jahrgang drei Differenzierungsräume vorgese-
hen seien.  
Teil des Wettbewerbs ist auch eine multifunktional zu nutzende Dreifach-
Turnhalle. Berücksichtigt werden sollen eine Schnitzelgrube außerhalb der Sport-
bodenfläche und eine Tribüne mit bis zu 180 Plätzen.  

- Die Stadt Rheine hat für die Schulen die Plattform iServe für das Homeschooling, 
zunächst als kostenfreie Testversion, zur Verfügung gestellt. An einigen Schulen 
wird außerdem Schoolfox als sichere Kommunikationsplattform genutzt. Beide 
Plattformen sind nicht barrierefrei gestaltet.  

-  

In den anderen Ausschüssen wurden keine relevanten Themen behandelt. 
 
 
6. Informationen, Anregungen, Termine 

 08.09.2020 Treffen Inklusionsbeirat (Dr. Sommer und Vertreter der Politik nehmen teil) 
 Anregung von Ellen Knoop, der Beirat in Inklusionsbeirat umzubenennen. Claus Meyer 

und andere sehen das kritisch, da zu weit gefasst. Wir sind im Beirat die Vertretung für 
Menschen mit Behinderungen Rheine. Zudem würden in der Gesellschaft Inklusion und 
Integration (von Menschen mit Migrationshintergrund) oft gleich gesetzt. Der Name In-
klusionsbeirat könnte somit zu falschen Verknüpfungen führen. Ellen Knoop nimmt  ihre 
Anregung zurück. 

 Der Wohnungsverein baut 160 Wohnungen an der Richardstr./ Mitte Dorenkamp. Davon 
sollen laut Hermann-Josef Wellen 25 barrierefreie Wohnungen für Rollstuhlfahrer sein. 

 
 
  
 
 
 
Ende der Sitzung: 19:24 Uhr 
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